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I.

2011
Richtwerte für die Berücksichtigung des Verwal-
tungsaufwandes bei der Festlegung der nach dem 
Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfa-

len zu erhebenden Verwaltungsgebühren
RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– 56-36.08.09 –
v. 20. 6. 2012

1
Stundensätze

Die Stundensätze, die für die Berechnung des Verwal-
tungsaufwandes empfohlen werden, betragen für den

höheren Dienst  73 Euro

gehobenen Dienst  58 Euro

mittleren Dienst  47 Euro

einfachen Dienst  35 Euro.

Eine vom Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (IT.NRW) erstellte detaillierte Übersicht 
ist als Anlage beigefügt.

2
Inkrafttreten, Aufhebung

2.1
Die Richtwerte treten mit dem Tag ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

2.2
Der RdErl. des Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les vom 1. 7. 2011 (MBl. NRW. S. 241) wird aufgehoben.

Der Minister für Inneres und Kommunales

Ralf J ä g e r
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203208
Verwaltungsvorschriften

über Dienstwohnungen (DWVV)
RdErl. d. Finanzministeriums – B 2732 – 0.5 – IV A 2 –

v. 15. 6. 2012

Zu der Verordnung über Dienstwohnungen für die Be-
amtinnen und Beamten und die Richterinnen und Rich-
ter des Landes Nordrhein-Westfalen sowie die Beamtin-
nen und Beamten der Gemeinden und Gemeindever-
bände (Dienstwohnungsverordnung – DWVO) vom 3. 
Mai 2012 (GV. NRW. 2012 S. 195 / SGV. NRW. 20320) 
und zu den Vorschriften über Dienstwohnungen für Ta-
rifbeschäftigte des Landes Nordrhein-Westfalen (Dienst-
wohnungsvorschriften für Tarifbeschäftigte – DWVT) 
vom 29. Mai 2012 (SMBl. NRW. 20317) werden im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Inneres und Kom-
munales folgende Verwaltungsvorschriften erlassen:

1
Dienstwohnungen

1.1
Zuweisung von Dienstwohnungen

Dienstwohnungen dürfen nur den Beamtinnen und Be-
amten, den Richterinnen und Richtern im Sinne der 
DWVO und den Tarifbeschäftigten im Sinne der DWVT 
zugewiesen werden, deren Anwesenheit an der Dienst-
stelle auch außerhalb der Dienststunden aus dienstlichen 
Gründen sichergestellt sein muss und die daher im 
Dienstgebäude oder dem dienstlichen Bedürfnis entspre-
chend leicht erreichbar in der Nähe der Dienststelle 
wohnen müssen. Vorhandene Dienstwohnungen sind 
weiterzuführen; beim Wechsel der Wohnungsinhaberin 
oder des Wohnungsinhabers sind sie in Mietwohnungen 
umzuwandeln oder aufzugeben, wenn die Voraussetzun-
gen des Satzes 1 nicht vorliegen.

1.2
Verwaltung der Dienstwohnungen

1.2.1
Die aufsichtsführende Behörde wird von der obersten 
Dienstbehörde bestimmt. Die aufsichtsführende Behörde 
bestimmt die Dienststelle, der die Hausverwaltung der 
Dienstwohnungen obliegt (hausverwaltende Behörde). 
Für alle in einer Gemeinde (Gemeindebezirk) liegenden 
Dienstwohnungen kann die aufsichtsführende Behörde 
für ihren Geschäftsbereich eine Dienststelle mit den 
Aufgaben der Hausverwaltung betrauen.

1.2.2
Über jede Dienstwohnung nebst Zubehör ist von der 
hausverwaltenden Behörde ein Wohnungsblatt nach dem 
Muster der Anlage 1 anzufertigen und nach dem jeweili-
gen Stand der Wohnung laufend zu führen.

1.2.3
Für jedes Gebäude, das Dienstwohnungen enthält, ist 
nach Bedarf von der aufsichtsführenden Behörde in An-
lehnung an die bestehenden örtlichen Verhältnisse eine 
Hausordnung zu erlassen. Die Aufstellung der Hausord-
nung kann der hausverwaltenden Behörde übertragen 
werden.

1.3
Raumausdehnung der Dienstwohnungen

1.3.1
Ein Anspruch auf eine bestimmte Größe der Dienstwoh-
nung besteht nicht. Die Größe neu zu errichtender oder 
anzumietender Dienstwohnungen muss den dienstlichen 
Notwendigkeiten entsprechen. Im Allgemeinen dürfen 
folgende Wohnfl ächen nicht überschritten werden:

bei Personen, 
denen Dienstwohnungen mit
Empfangsräumen zugewiesen werden,  160 qm

bei Personen, 
denen auf Grund ihrer dienstlichen Aufgaben
neben dem üblichen Wohnbedarf 
ein Arbeitszimmer oder ein Dienstraum 
zugestanden wird,  125 qm

bei sonstigen Personen  100 qm.

Eine Überschreitung ist nur bei Vorliegen besonderer 
Gründe mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde zu-
lässig. Als Wohnfl äche gilt die Grundfl äche der gesamten 
Wohnung; im Übrigen fi ndet der § 42 der Zweiten Be-
rechnungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechende Anwendung.

1.3.2
Hat die Dienstwohnung eine größere Wohnfl äche als nach 
Nummer 1.3.1 vorgesehen, ist für die anderweitige Aus-
nutzung der überschießenden Fläche zu sorgen. Ist die 
Verwendung der überschießenden Fläche zu anderen 
Zwecken aus technischen oder sonst erheblichen Gründen 
nicht tunlich, so darf der Mehrraum den Inhaberinnen 
und Inhabern einer Dienstwohnung belassen werden.

1.4
Dauer der Zuweisung der Dienstwohnung

1.4.1
Die Dienstwohnung ist für die Zeit zuzuweisen, für die die 
Person nach Nummer 1.1 den mit der Dienstwohnung aus-
gestatteten Dienstposten innehat. Die aufsichtsführende 
Behörde kann aus dienstlichen Gründen das frühere Räu-
men der Dienstwohnung oder einzelner Teile binnen einer 
von ihr zu bestimmenden angemessenen Frist anordnen.

1.4.2
Wird die Inhaberin oder der Inhaber einer Dienstwoh-
nung auf einen anderen Dienstposten versetzt, tritt in 
den Ruhestand, wird beurlaubt oder scheidet aus dem 
Dienst aus, ist das Räumen der Dienstwohnung mit Ab-
lauf des Monats anzuordnen, in dem der bisherige 
Dienstposten beendet oder ruhen gelassen wird. Liegen 
besondere Billigkeitsgründe vor, kann eine Räumungs-
frist mit Genehmigung der aufsichtsführenden Behörde 
bis zu drei Monaten gewährt werden. Eine weitere Ver-
längerung der Räumungsfrist bedarf der Genehmigung 
der obersten Dienstbehörde. Bei kürzeren Beurlaubun-
gen kann auf das Räumen der Dienstwohnung verzichtet 
werden, soweit die dienstlichen Belange dies zulassen.

1.4.3
Stirbt die Inhaberin oder der Inhaber einer Dienstwoh-
nung, ist die Dienstwohnung den in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Hinterbliebenen nach Ablauf des Ster-
bemonats noch drei Monate zu belassen. Liegen beson-
dere Billigkeitsgründe vor, kann die Räumungsfrist mit 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde verlängert 
werden. Gibt es keine in häuslicher Gemeinschaft leben-
den Hinterbliebenen, ist den Erben eine vom Todestag 
an zu rechnende dreißigtägige Frist zur Räumung der 
Dienstwohnung zu gewähren.

1.4.4
In den Fällen der Nummern 1.4.2 und 1.4.3 sind für das 
weitere Benutzen der Dienstwohnung während der ange-
gebenen Fristen die gleichen Vergütungen zu zahlen wie 
vorher.

1.5
Entrichtung der höchsten Dienstwohnungsvergütung

1.5.1
Nach § 8 DWVO ist die höchste Dienstwohnungsvergü-
tung bei Änderung der Bruttodienstbezüge auf Grund 
einer Besoldungserhöhung mit Wirkung vom Ersten des 
auf das Inkrafttreten des Gesetzes folgenden Monats an 
neu festzusetzen. Werden im Vorgriff auf eine beabsich-
tigte Gesetzesänderung Abschlagszahlungen auf höhere 
Dienstbezüge geleistet, so sind diese Abschlagszahlun-
gen um den Betrag niedriger festzusetzen, um den sich 
die Dienstwohnungsvergütung auf Grund der Besol-
dungsverbesserung erhöht.

1.5.2
Nummer 1.5.1 gilt für Dienstwohnungen der Tarifbe-
schäftigten entsprechend.

1.6
Übergabe der Dienstwohnungen

1.6.1
Die Übergabe der Dienstwohnungen erfolgt durch die 
hausverwaltende Behörde auf Grund einer Verhandlung 
nach dem Muster der Anlage 2.
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1.6.2
Die hausverwaltende Behörde hat dafür zu sorgen, dass 
sich die Dienstwohnungen bei der Übergabe in einem ge-
brauchsfähigen Zustand befi nden und dass sie während 
der Benutzung in einem gebrauchsfähigen Zustand blei-
ben.

1.7
Benutzung der Dienstwohnungen

In Dienstwohnungen darf ein Gewerbe- oder Handelsbe-
trieb nicht geführt werden. Eine Untervermietung ist 
grundsätzlich unzulässig; die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr ermächtigte Stelle kann Ausnahmen aus 
dienstlichen Gründen zulassen. Die Haltung von Haus-
tieren bedarf der Zustimmung der hausverwaltenden Be-
hörde; dies gilt nicht für die Forstverwaltung.

1.8
Instandsetzung der Dienstwohnungen

1.8.1
Für die bauliche Instandhaltung der Dienstwohnungen 
ist die aufsichtsführende Behörde zuständig.

1.8.2
Die Inhaberinnen und Inhaber einer Dienstwohnung 
sind verpfl ichtet, Schäden an den Dienstwohnräumen 
unverzüglich nach Feststellung der hausverwaltenden 
Behörde anzuzeigen.

1.8.3
Die Inhaberinnen und Inhaber einer Dienstwohnung 
sind für Schäden haftbar, die nach dem Einzug in die 
Dienstwohnung durch sie, durch mit ihnen in häuslicher 
Gemeinschaft lebende Personen, Besucher, Hausgehilfen, 
Untermieter sowie die von ihnen beauftragten Handwer-
ker und andere dort tätige Personen schuldhaft verur-
sacht werden.

1.8.4
Die hausverwaltende Behörde ist berechtigt, laufende 
Instandsetzungsarbeiten sowie bauliche Veränderungen, 
die zur Erhaltung des Hausgrundstücks oder der Dienst-
wohnräume, zur Abwendung drohender Gefahren oder 
zu Beseitigung von Schäden oder aus sonstigen Gründen 
notwendig werden, auch ohne Zustimmung der Inhabe-
rin oder des Inhabers der Dienstwohnung auszuführen. 
Dasselbe gilt für Ausbesserungsarbeiten und bauliche 
Veränderungen, die zwar nicht notwendig, aber zweck-
mäßig sind, wenn sie den Gebrauch der Dienstwohnung 
nur unwesentlich beeinträchtigen. Um die Notwendig-
keit der Arbeiten festzustellen, sind die Beauftragten der 
hausverwaltenden Behörde berechtigt, die Dienstwohn-
räume nach vorheriger Ankündigung zu betreten.

1.9
Rücknahme der Dienstwohnung

1.9.1
Die Rücknahme der Dienstwohnungen erfolgt durch die 
hausverwaltende Behörde auf Grund einer Verhandlung 
nach dem Muster der Anlage 3.

1.9.2
Inhaberinnen und Inhaber einer Dienstwohnung sind 
verpfl ichtet, die Dienstwohnräume bei Beendigung des 
Dienstwohnungsverhältnisses in einwandfreiem Zustand 
mit sämtlichen Ausstattungsgegenständen, Geräten, 
Schlüsseln – auch den selbstbeschafften Schlüsseln – zu-
rückzugeben. Sie haben für Mängel oder Beschädigun-
gen, die von ihnen zu vertreten sind, Ersatz zu leisten.

1.9.3
Inhaberinnen und Inhaber einer Dienstwohnung müssen 
Einbauten und Vorrichtungen, mit denen die Dienstwoh-
nung versehen wurde, entfernen und auf eigene Kosten 
den früheren Zustand wiederherstellen, soweit dies bei 
der Genehmigung nach § 5 Satz 2 DWVO bestimmt wor-
den ist. Die aufsichtsführende Behörde kann Ausnahmen 
von Satz 1 zulassen. Sie kann verlangen, dass Einbauten 
und Vorrichtungen gegen Wertersatz in der Dienstwoh-
nung verbleiben, es sei denn, dass die Inhaberinnen und 
Inhaber einer Dienstwohnung an der Entfernung ein be-
rechtigtes Interesse haben.

1.10
Antennenanlagen
Die Einrichtung von Rundfunk- und Fernsehempfangs-
anlagen ist zu gestatten, sofern nicht der Anschluss an 
eine Gemeinschaftsanlage gefordert wird. Bei Genehmi-
gung sind die Inhaberinnen und Inhaber einer Dienst-
wohnung zu verpfl ichten, die Empfangsanlage technisch 
einwandfrei zu erstellen sowie sie auf Verlangen der 
hausverwaltenden Behörde zu entfernen, wenn eine Ge-
meinschaftsanlage angebracht oder die Dienstwohnung 
geräumt wird. Die Inhaberinnen und Inhaber einer 
Dienstwohnung haben bei Entfernung der Empfangsan-
lage alle Eingriffe in den Gebäudezustand zu beseitigen.

2
Schlussvorschriften

2.1
Den Gemeinden und den Gemeindeverbänden wird emp-
fohlen, die Verwaltungsvorschriften entsprechend anzu-
wenden.

2.2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Vorschriften treten mit Wirkung vom 1. Juli 2012 
in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt treten die Dienstwoh-
nungsvorschriften für Angestellte und Arbeiter – RdErl. 
d. Finanzministers vom 9. 11. 1965 (MBl. NRW. 1966 
S. 468) außer Kraft.

Diese Vorschriften treten mit Ablauf des 31. Dezember 
2016 außer Kraft.



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 19 vom 12. Juli 2012532

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
  A

nl
ag

e 
1 

B
la

tt 
A

 

G
em

ei
nd

e:
 …

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
.. 

 A
uf

si
ch

tfü
hr

en
de

 B
eh

ör
de

: …
…

…
…

…
…

.…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
..…

…
 

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

H
au

sv
er

w
al

te
nd

e 
B

eh
ör

de
: …

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
...

.…
…

…
 

W
oh

nu
ng

sb
la

tt

üb
er

 d
ie

 D
ie

ns
tw

oh
nu

ng
 im

 …
…

…
…

…
…

…
…

 G
es

ch
os

s 
 re

ch
ts

  d
es

 …
…

…
…

…
…

.…
…

…
 G

eb
äu

de
s 

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
.…

…
…

…
S

tra
ße

  N
r. 

…
…

…
. 

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

  l
in

ks
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
Pl

at
z 

de
s 

W
oh

nu
ng

si
nh

ab
er

s 
M

ie
tw

er
t 

Zu
 

 
 

Zu
na

m
e 

V
or

na
m

e 
B

es
ol

du
ng

s-
/ 

E
nt

ge
ltg

ru
pp

e
D

ie
ns

tp
os

te
n 

B
ru

tto
di

en
st

- 
be

zu
g 

(§
 8

 D
W

V
O

/ 
N

r. 
2 

D
W

V
T)

 

E
ur

o

H
öc

hs
te

 
D

ie
ns

t- 
W

oh
nu

ng
s-

 
Ve

rg
üt

un
g 

E
ur

o

de
r  

D
ie

ns
t- 

w
oh

nu
ng

 
na

ch
 

Bl
at

t B
 

E
ur

o

za
hl

en
de

 
D

ie
ns

t- 
w

oh
nu

ng
s-

 
ve

rg
üt

un
g 

m
on

at
lic

h 
E

ur
o

N
eb

en
ab

ga
be

n,
 d

ie
 

ne
be

n 
de

r D
ie

ns
t-

w
oh

nu
ng

sv
er

gü
tu

ng
zu

 e
nt

ric
ht

en
 s

in
d 

S
on

st
ig

e 
A

ng
ab

en
 

1 
2 

3 
4 

5 
6 

7 
8 

9 
10

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 19 vom 12. Juli 2012 533

B
la

tt 
B

 
M

 i 
e 

t w
 e

 r 
t b

 e
 r 

e 
c 

h 
n 

u 
n 

g 
 

 
E

ur
o 

 
 

 
a)

 Ö
rtl

ic
he

r M
ie

ts
at

z 
ei

ne
r v

er
gl

ei
ch

ba
re

n 
W

oh
nu

ng
 g

le
ic

he
r A

rt 
un

d 
La

ge
 

 
 

…
…

…
…

…
…

…
 

b)
 Z

us
ch

la
g 

fü
r w

er
te

rh
öh

en
de

 U
m

st
än

de
 d

er
 D

ie
ns

tw
oh

nu
ng

: 
H

un
de

rts
at

z 
E

ur
o 

 

   
 1

.  
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
. 

…
…

…
…

…
.…

...
…

…
…

…
…

…
…

   
 2

.  
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
. 

…
…

…
…

…
…

...
.

…
…

…
…

…
…

…
   

 3
.  

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

. 
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
 

 
 

 
…

…
…

…
…

…
…

 
 

 
 

c)
 A

bs
ch

la
g 

fü
r w

er
tm

in
de

rn
de

 U
m

st
än

de
 d

er
 D

ie
ns

tw
oh

nu
ng

: 
 

 
 

   
 1

.  
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
. 

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

   
 2

.  
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
. 

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

   
 3

.  
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
. 

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

…
…

 
 

 
 

…
…

…
…

…
…

…
 

 
 

 
 

 
 

d)
 F

es
tg

es
te

llt
er

 M
ie

tw
er

t .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

. .
 . 

.  
. .

 . 
. .

 . 
. .

 . 
. .

 . 
.  

…
…

…
…

…
…

…
 

 
 

 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 19 vom 12. Juli 2012534

B
la

tt 
C

 
B

es
ch

re
ib

un
g 

de
r D

ie
ns

tw
oh

nu
ng

 

R
äu

m
e 

A
us

st
at

tu
ng

 
D

ie
 W

oh
nu

ng
 h

at
: 

E
le

kt
riz

itä
ts

-, 
G

as
an

sc
hl

us
s,

 S
am

m
el

he
iz

un
g,

 
W

ar
m

w
as

se
r-

A
nl

ag
e 

fü
r S

el
bs

tb
ew

irt
sc

ha
ftu

ng
 

de
s 

W
oh

nu
ng

si
nh

ab
er

s 
- a

us
 d

ie
ns

tli
ch

en
 

V
er

so
rg

un
gs

le
itu

ng
en

 *
) 

D
er

 B
er

ec
hn

un
g 

de
s 

H
ei

zk
os

te
nb

ei
tra

ge
s 

is
t 

ge
m

äß
 §

 1
0 

D
W

V
O

 e
in

e 
W

oh
nf

lä
ch

e 
vo

n
…

…
…

. q
m

 z
ug

ru
nd

e 
zu

 le
ge

n.
 

Zu
 d

er
 W

oh
nu

ng
 g

eh
ör

t e
in

 H
au

sg
ar

te
n;

G
rö

ße
 …

…
…

. q
m

. 
B

es
ta

nd
, z

.B
.: 

B
äu

m
e:

 …
 S

tü
ck

, S
trä

uc
he

r: 
...

 S
tü

ck
, H

ec
ke

n:
 …

 
S

tü
ck

, Z
ap

fs
te

lle
n 

de
r W

as
se

rle
itu

ng
: …

 S
tü

ck
. 

Zu
 d

er
 W

oh
nu

ng
 g

eh
ör

t e
in

 P
ac

ht
ga

rte
n;

 
G

rö
ße

 …
…

…
. q

m
. 

P
ac

ht
zi

ns
 jä

hr
lic

h 
…

…
…

. E
ur

o.
 

B
es

ta
nd

, z
.B

.: 
B

äu
m

e:
 …

 S
tü

ck
, S

trä
uc

he
r: 

...
 S

tü
ck

, H
ec

ke
n:

 …
 

S
tü

ck
, Z

ap
fs

te
lle

n 
de

r W
as

se
rle

itu
ng

: …
 S

tü
ck

. 

*)
 Z

ut
re

ffe
nd

es
 u

nt
er

st
re

ic
he

n.
 

A
nz

ah
l

B
ez

ei
ch

nu
ng

 

(Z
im

m
er

,
K

üc
he

, 
Fl

ur
,

D
ie

le
, 

B
ad

ez
im

m
er

, 
To

ile
tte

 u
sw

., 
Bo

de
n,

 
K

el
le

r,
G

ar
ag

e)

N
ut

zf
lä

ch
e

qm
S

ch
lü

ss
el

 
 

 
 

 
 

 
 

 

a) D
ie

ns
t-

w
oh

nu
ng

b) E
m

pf
an

gs
-

rä
um

e

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

si
eh

e 
be

so
nd

er
es

 
G

er
ät

ev
er

ze
ic

hn
is

 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 19 vom 12. Juli 2012 535

            Anlage 2

Muster einer Wohnungsübergabeverhandlung 

Aufsichtsführende Behörde: ………………………………………………………………………………... 

Hausverwaltende Behörde: …………………………………………………………………………………. 

Verhandlung 

über die Übergabe der in ……………………..…………….………………....Straße/Platz Nr. …… 

im ….. Geschoss des.…………………….. Gebäudes gelegenen Dienstwohnung. 

            Verhandelt zu …………………………………….am ……………………………… 

1. Die Übergabe der Dienstwohnung erfolgt mit Wirkung vom …………………………………………… 
                                                                                     (Zeitpunkt der Zuweisung der Dienstwohnung)

2. Der Dienstwohnungsinhaber ist auf die für die Zuweisung und Benutzung der Dienstwohnung 
geltenden Vorschriften hingewiesen worden. Die Vorschriften wurden zur Einsichtnahme vorgelegt. 
Ein Exemplar der Hausordnung *) ist ausgehändigt worden. 

3. Die Übergabe erfolgte an Hand des Wohnungsblattes, das zur Einsichtnahme vorgelegt wurde. Sie 
erstreckte sich auf die Gesamtheit der zur Dienstwohnung gehörigen Räume, der Eingänge, Treppen, 
Flure usw. einschließlich der zur gemeinschaftlichen Benutzung mit anderen Bewohnern des Hauses 
bestimmten Räumlichkeiten und Einrichtungen. Die im Wohnungsblatt aufgeführten 
Ausstattungsgegenstände und Geräte sind übergeben worden. Gegenüber dem Wohnungsblatt sind 
keine – folgende – Abweichungen festgestellt: 

a) …………………………………………………………………………………………………………………. 
b) …………………………………………………………………………………………………………………. 

4. Räumlichkeiten, Ausstattungsgegenstände und Geräte befanden sich in gebrauchsfähigem Zustand 
- bis auf die nachstehend als notwendig anzuerkennenden Instandsetzungsarbeiten: 

a) ……………………………………………………………………………. Kosten etwa ………………. Euro 
b) …………………………………………………………………………..... Kosten etwa ………………. Euro 

5. Der Dienstwohnungsinhaber beantragt daneben folgende Instandsetzungen - bauliche 
Verbesserungen: 

a) …………………………………………………………………………… Kosten etwa ……………….. Euro 
b) …………………………………………………………………………… Kosten etwa ……………….. Euro 

6. Der Dienstwohnungsinhaber ist darauf hingewiesen worden, dass die Übergabe der 
Dienstwohnung durch die vorstehenden Beanstandungen nicht als aufgeschoben gilt. 

Als Anerkenntnis der Übergabe der Dienstwohnung wird die Verhandlung wie folgt unterzeichnet: 

…………………………………………….......                     ………………………………………….........
(Name, Amtsbezeichnung und Dienststelle)                   (Name, Amtsbezeichnung und Dienststelle)  
             als Übernehmender                                                                   als Übergebender 
                       
*) Sofern vorhanden. 
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            Anlage 3 

Muster einer Wohnungsrücknahmeverhandlung 

Aufsichtführende Behörde: ……………………………………………………………………………………… 

Hausverwaltende Behörde: ……………………………………………………………………………………. 

Verhandlung 

über die Rücknahme der in ………………………………………………………. Straße/Platz Nr. ………… 

im ……….. Geschoss des …………………….Gebäudes gelegenen Dienstwohnung. 

                   Verhandelt zu …………………………………….. am ………………………….. 

1. Die Rücknahme der Dienstwohnung erfolgte mit Wirkung vom ………………………………………... 
                                                                      (Tag, an dem die Zuweisung der Dienstwohnung erlischt) 

2. Die Rücknahme erfolgte an Hand des Wohnungsblattes. Sie erstreckte sich auf die Gesamtheit der 
zur Dienstwohnung gehörigen Räume, der Eingänge, Treppen, Flure usw. einschließlich der zur 
gemeinsamen Benutzung mit anderen Bewohnern des Hauses bestimmten Räumlichkeiten. Die im 
Wohnungsblatt verzeichneten Ausstattungsgegenstände und Geräte sind zurückgegeben worden. 
Gegenüber dem Wohnungsblatt sind keine - folgende - Abweichungen festgestellt: 

a) …………………………………………………………………………………………………………………. 
b) …………………………………………………………………………………………………………………. 

3. Räumlichkeiten, Ausstattungsgegenstände und Geräte befinden sich in einwandfreiem Zustand bis 
auf nachstehende Beanstandungen: 

a) Mängel und Beschädigungen, die vom Dienstwohnungsinhaber zu vertreten sind und die von ihm 
anerkannt werden: 

1. ……………………………………………………………………… Kosten etwa …………………….. Euro 
2. ……………………………………………………………………… Kosten etwa …………………….. Euro 
………………………………………………………………………………………………………………………. 

b) Mängel und Beschädigungen, die vom Dienstwohnungsinhaber zu vertreten sind und die von ihm 
nicht anerkannt werden: 

1. ……………………………………………………………………… Kosten etwa …………………….. Euro 
2. ……………………………………………………………………… Kosten etwa …………………….. Euro 
………………………………………………………………………………………………………………………. 

Als Anerkenntnis der Rücknahme der Dienstwohnung wird die Verhandlung wie folgt unterzeichnet: 

…………………………………………..…….                ……………………………………………….. 
(Name, Amtsbezeichnung und Dienststelle)               (Name, Amtsbezeichnung und Dienststelle) 

               als Übernehmender                                                          als Übergebender 
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26
Richtlinie für die Förderung 

Kommunaler Integrationszentren 
Gem. RdErl. des Ministeriums für Arbeit, 

Integration und Soziales 
und des Ministeriums für Schule und Weiterbildung  

v. 25. 6. 2012

1 
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land gewährt nach § 7 des Gesetzes zur Förderung 
der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nord-
rhein-Westfalen nach Maßgabe dieser Richtlinien und 
der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO für Zuwen-
dungen an Gemeinden (GV) – (VVG) – Zuwendungen an 
Kreise und kreisfreie Städte für kommunale Integrati-
onszentren (BASS 12 – 21).

1.2 
Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ih-
res pfl ichtgemäßen Ermessens  im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel.

2 
Gegenstand der Förderung

Gefördert  werden Kommunale Integrationszentren 
durch Personalkostenzuschüsse.

3
Zuwendungsempfänger

Kreise und kreisfreie Städte 

4
Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungsvoraussetzung ist 

–  das Vorliegen eines vom Kreistag nach vorheriger 
Abstimmung mit den Kommunen des Kreises bzw. 
vom Rat der Stadt verabschiedeten Integrationskon-
zepts,

–  die Selbstverpfl ichtung über eine regelmäßige im 
Zwei-Jahres-Turnus erfolgende Festlegung inhaltli-
cher Schwerpunkte in Abstimmung mit den örtlichen 
Akteuren der Integrationsarbeit,

–  die Bereitstellung geeigneter Räumlichkeiten,

–  die Übernahme der Verwaltungskosten einschließlich 
der Reisekosten,

–  die Übernahme der Kosten für Lehr- und Lernmittel 
sowie für Projektmittel,

–  die Mitwirkung an dem durch das von den zuständi-
gen Ministerien vorgegebene Förderprogrammcont-
rolling und ggf. wissenschaftlichen Begleituntersu-
chungen sowie

–  die Mitwirkung an einem überregionalen Erfahrungs-
transfer im Rahmen des Verbundes der kommunalen 
Integrationszentren.

5
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart

Projektförderung

5.2
Finanzierungsart

Festbetragsfi nanzierung 

5.3
Form der Zuwendung

Zuweisung

5.4
Bemessungsgrundlage

Bemessung der Förderung sind die tatsächlichen Ausga-
ben für bis zu 3,5 Personalstellen, davon zwei Stellen für 

die (sozial)pädagogische Begleitung und 1,5 Stellen für 
die Angehörigen der allgemeinen inneren kommunalen 
Verwaltung.

Der Umfang der Festbetragsfi nanzierung beträgt je 
50.000 Euro für zwei sozialpädagogische Fachkräfte und 
eine Verwaltungsfachkraft sowie 20.000 Euro für 0,5 
Verwaltungsassistenz, insgesamt somit 170.000 Euro/
Jahr. Bei Stellenvakanzen vermindern sich die Jahres-
festbeträge entsprechend. 

Abweichend  von Nummer 2.4 VVG dürfen bis zu 100 
v. H. der zuwendungsfähigen Ausgaben aus Landesmit-
teln bereitgestellt werden.

6
Verfahren

6.1
Antragsverfahren

Anträge auf Gewährung von Zuwendungen sind jeweils 
bis zum 31. Oktober eines Jahres nach dem Muster der 
Anlage 1 bei der Bezirksregierung Arnsberg – Dezernat 
36, Kompetenzzentrum für Integration – zu stellen. Bei 
Erstantragstellung sind das vom Rat der Stadt bzw. vom 
Kreistag verabschiedete Integrationskonzept und eine 
Aufstellung der inhaltlichen Schwerpunkte des ersten 
Zweijahreszeitraums beizufügen.

6.2
Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Arns-
berg. Die Zuwendung erfolgt nach dem Muster der An-
lage 2.

6.3
Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung erfolgt auf Anforderung gemäß Nr. 7.4 
VVG zu § 44 LHO anteilig zum 1.5. und 1.10. des jeweili-
gen Jahres. Die Nummern 1.4, 5.4, 9.3.1, 9.5, Satz 1 AN-
Best-G fi nden keine Anwendung.

6.4
Verwendungsnachweis 

Mit dem Verwendungsnachweis ist nachzuweisen, in 
welchem Umfang die Landeszuwendung tatsächlich ver-
wendet worden ist. Die verpfl ichtende Teilnahme am 
Förderprogramm-Controlling ersetzt den Sachbericht. 
Der Verwendungsnachweis ist bis spätestens drei Mo-
nate nach Beendigung des Bewilligungszeitraumes vor-
zulegen

Die Nummern 7.2 Satz 1 und 7.3 ANBest-G fi nden inso-
weit keine Anwendung.

7
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2012 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. 12. 2017 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2012 S. 537

II.

Berufskonsularische Vertretung
der Portugiesischen Republik in Düsseldorf

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 03.11 – 1/10 
v. 30. 5. 2012

Die Bundesregierung hat der zur Leiterin der berufskon-
sularischen Vertretung der Portugiesischen Republik in 
Düsseldorf ernannten Frau Maria Manuel Quintela Ba-
tista Durao am 30. Mai 2012 das erweiterte Exequatur 
als Generalkonsulin erteilt. Der Konsularbezirk umfasst 
das Land Nordrhein-Westfalen. 

– MBl. NRW. 2012 S. 537
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Berufskonsularische Vertretung 
der Republik Slowenien in Düsseldorf

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 03.29 – 2/10 
v. 13. 6. 2012

Die Botschaft der Republik Slowenien hat mitgeteilt, 
dass das Konsulat in Düsseldorf zum 15. September 2012 
geschlossen wird.

– MBl. NRW. 2012 S. 538

Berufskonsularische Vertretung 
der Republik der Philippinen in Frankfurt am Main

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 03.09 – 1/12 
v. 13. 6. 2012

Die Botschaft der Republik der Philippinen hat mitge-
teilt, dass das Generalkonsulat in Frankfurt am Main 
zum 15. September 2012 geschlossen wird.

Der Konsularbetrieb wird bereits Ende Juli eingestellt 
werden.

– MBl. NRW. 2012 S. 538

Berufskonsularische Vertretung 
der Französischen Republik in Düsseldorf

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 01.44 – 1/12 
v. 29. 6. 2012

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Französischen Republik in 
Düsseldorf ernannten Herrn Michel Giacobbi am 29. Juni 
2012 das Exequatur als Generalkonsul erteilt. Der Kon-
sularbezirk umfasst das Land Nordrhein-Westfalen.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Hueges Noel 
Nordi, am 3. September 2009 erteilte Exequatur ist erlo-
schen.

– MBl. NRW. 2012 S. 538

Berufskonsularische Vertretung 
des Königreichs Thailand in Frankfurt am Main
Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 03.43 – 1/12 

v. 2. 7. 2012

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung des Königreichs Thailand in 
Frankfurt am Main ernannten Herrn Charlotorn Phaovi-
bul am 2. Juli 2012 das Exequatur als Generalkonsul er-
teilt. Der Konsularbezirk umfasst die Länder Hessen, 
Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Chailert Lim-
somboon, am 4. März 2008 erteilte Exequatur ist erlo-
schen.

– MBl. NRW. 2012 S. 538

III.

Bundestagswahl 2009;
Feststellung von Nachfolgern aus der Landesliste

Bek. d. Landeswahlleiterin 12 – 35.04.14 
v. 22. 6. 2012

Der Bundestagsabgeordnete Herr Michael Groschek hat 
am 21. Juni 2012 mit sofortiger Wirkung auf sein Man-
dat verzichtet.

Mitglied des Deutschen Bundestages ist als Nachfolger 
mit Wirkung vom 22. Juni 2012

Herr
Wolfgang Hellmich

Im Bruch 23

59505 Bad Sassendorf

aus der Landesliste der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (SPD).

Bezug: Bek. d. Landeswahlleiterin v. 14. 10. 2009 (MBl. 
NRW. S. 473)

– MBl. NRW. 2012 S. 538
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innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
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Die CD–ROM wird als Doppel–CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 
 aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel–CD nicht mehr als früher eine Einzel–CD, nämlich nur 77 € 
pro Jahr.

Die aktuelle CD–Rom, Stand Januar 2012, ist ab Mitte März erhältlich.

Das neue Bestellformular mit den neuen Preisen befi ndet sich im MBl. NRW. 2010 Nr. 31, S. 753.

Informationen zur CD–ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal https://recht.nrw.de
Hinweis:
Die Gesetz– und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlich-
ten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen qua-
litativ hochwertigen Rechtsangeboten.

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter–Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: Newsletter anklicken.


